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Sehr geehrte Frau Rechtsanwältin, 

mit E-Mail vom 15. Mai 2018 beantragte Ihr Mandant auf der Grundlage des In- 

formationsfreiheitsgesetzes (IFG) die Übersendung von Informationen zu sämtli- 

chen meldepflichtigen Geschenken, die aktuelle und ehemalige Mitarbeiter des 

Bundeskanzleramtes während der 18. Wahlperiode mit Bezug zu ihrem Amt erhal- 

ten haben. Daraus sollten sowohl Angaben zur Art des Geschenkes wie auch zu 

dessen Wert und Verwendung hervorgehen. Mit der Schwärzung personenbezo- 

gener Daten erklärte er sich einverstanden. 

Mit Bescheid vom 8. Juni 2018, Ihrem Mandanten am 11. Juni 2018 zugestellt, 

wurde der Antrag abgelehnt. Der hiergegen mit Schreiben vom 27. Juni 2018 ein- 

gelegte Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 9. Oktober 2018, Ih- 

rem Mandanten am 12. Oktober 2018 zugestellt, zurückgewiesen. 

Nach nochmaliger Prüfung der Sach- und Rechtslage wird der Ausgangsbeschei- 

des vom 8. Juni 2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheid vom 9. Oktober 2018 

aufgehoben. Die beantragten Auskünfte werden in Form der beiliegenden Liste
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erteilt. Kosten werden nicht erhoben ($ 10 Abs. 1 und 3 IFG in Verbindung mit der 

Informationsgebührenverordnung; IFGGebV). Ich gehe davon aus, dass dem An- 

liegen Ihres Mandanten damit Rechnung getragen ist und der Rechtstreit vordem 

Verwaltungsgericht Berlin für erledigt erklärt werden kann. In diesem Falle wäre 

die Beklagte auch zur Kostenübernahme bereit. 

Dem Verwaltungsgericht Berlin habe ich einen Abdruck dieses Schreibens über- 

sandt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 


